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1. Meine Ausführungen zum Themenkomplex „Integration und Gesellschaft“ im Zusammenhang mit der Evaluierung des Aufenthaltsgesetzes wollen Ihre Aufmerksamkeit auf die integrationspolitische Sicht eines Bundeslandes lenken. Im Bayerischen Staatsministerium für Arbeit und Sozialordnung, Familie und Frauen hat das Referat „Integration von Zuwanderern“ die Aufgabe, die bayerische Integrationspolitik als wichtigen Teil der Sozialpolitik zu gestalten. Die Abstimmung innerhalb der Staatsregierung geschieht über die interministerielle Arbeitsgruppe „Integration von Zuwanderern“, deren Federführung 
ebenfalls beim Sozialministerium liegt.

2. Das Gelingen der Integration ist für den sozialen Frieden in unserer Gesellschaft von herausragender Bedeutung. Dies ist keine neue Erkenntnis. Integration findet seit jeher statt, und sie ist weiterhin eine große Aufgabe für die Zukunft. Die Regelungen der Inte-gration in Kapitel 3 des Aufenthaltsgesetzes sind ein Signal, dass Integration politisch gewollt ist und vorangebracht werden soll. Die gesetzlich geregelte Integrationsförderung ist Chance und Herausforderung zugleich.
3. Integrationsförderung nach dem Aufenthaltsgesetz heißt in erster Linie Sprachförderung. Ich meine, dass der Start im Jahr 2005 erfolgreich war, und ich möchte vorweg diese positive Entwicklung betonen. 

Bei einem gewaltigen Vorhaben, wie es die flächendeckende Einführung der Integrationskurse nun einmal ist, kann es nicht ausbleiben, dass Kritikpunkte und Änderungswünsche geäußert werden. Der Gesetzgeber hat dies einkalkuliert und erwartet einen Erfahrungsbericht. Ungeachtet der in Auftrag gegebenen Evaluation soll auch dieser Praktiker-Erfahrungsaustausch einen Beitrag leisten. Aus Landessicht konzentriere ich mich dabei auf Bemerkungen zu den rechtlichen Vorgaben im Aufenthaltsgesetz und in der Integrationskursverordnung. Hierzu ergeben sich nach den bisherigen Erfahrungen aus der Sicht des Sozialministeriums folgende Fragestellungen bezüglich effizienter rechtlicher Rahmenbedingungen der Sprachförderung.

4. Integrationskursverordnung

4.1 Angemessenheit des Stundenumfangs
Nach der Integrationskursverordnung sind für Sprachförderung 600 Stunden vorgesehen. Ziel ist das Zertifikat Deutsch entsprechend der Niveaustufe B 1 des Gemeinsamen Europäischen Referenzrahmens für Sprachen des Europarats.

Die Zahlen des Jahres 2005 über abgelegte Prüfungen lassen m. E. noch keine endgültigen Folgerungen für die künftige Entwicklung bei den Abschlussquoten zu. Dies soll aber nicht heißen, dass die bisher erzielte Abschlussquote gering geschätzt wird; von den zur Prüfung gemeldeten Teilnehmern haben – abhängig von der Bezugsgröße – 42 % bzw. 70 % die Prüfung B 1 bestanden.
Losgelöst von diesen ersten Ergebnissen zum Prüfungserfolg der Teilnehmer wäre eher grundsätzlich zu klären, ob der Stundenumfang als ausreichend für eine erfolgreiche Sprachförderung angesehen wird. Aus meiner Sicht – und ich bin hier sicher nicht alleine – wäre eine Erhöhung auf 900 Stunden zumindest für bestimmte Zielgruppen notwendig. 
Für die Diskussion stellt sich angesichts des gesamten finanziellen Aufwands für die Integrationskurse die Frage, ob es letztlich nicht effektiver wäre, sich auf die Förderung ggf. weniger Kurse mit einem höheren Stundenumfang einzulassen, die dann für die Teilnehmer einen noch besseren messbaren Erfolg brächten. Zumindest für Jugendliche bzw. junge Erwachsene mit Sprachdefiziten wäre die erweiterte Sprachförderung dringend notwendig, um ihnen günstigere Lebensperspektiven zu eröffnen. Außerdem müsste bei Alphabetisierungskursen über die Erhöhung der Stundenzahl nachgedacht werden.
4.2 Stundenausweitung für Fachsprache nutzen

Der Integrationskurs kann - auch bei Stundenausweitung - nur ein Fundament sein, auf dem jeder Zuwanderer selbst aufbauen und weiterlernen muss, um seine Sprachfertigkeiten zu verbessern.

Für erwerbsfähige Integrationskursteilnehmer sollte Sprache zur Aufnahme einer Erwerbstätigkeit befähigen. Die Ausweitung des Stundenumfangs sollte daher in diesen Integrationskursen fachsprachliche bzw. berufshinführende Elemente enthalten.

Hierzu liegen z. B. aus Bayern bereits Erfahrungen mit Kombimaßnahmen vor: 
Wegen des bisher knappen Rahmens von 600 Stunden wird von einigen Bildungsträgern in Bayern eine Kombination des Integrationskurses mit berufsbezogenen Kurselementen einschließlich Praktika angeboten. Es wird von vorneherein eine auf 900 oder ggf. auch mehr Stunden ausgerichtete Maßnahme konzipiert. In diesem Gesamtkontext wird der berufsbezogene Teil der insgesamt stundenmäßig ausgeweiteten Fördermaßnahme aus Mitteln des Europäischen Sozialfonds finanziert, die der Freistaat Bayern zur Verfügung stellt.

Wer weiß, wie mühsam Spracherwerb ist, kann nachvollziehen, dass jede zusätzliche Förderstunde - die Motivation der Teilnehmer vorausgesetzt - mehr Erfolg, gerade auch in Bezug auf eine spätere berufliche Tätigkeit, bringt.

4.3 Teilnehmerbezogene Förderung und Kursgröße
Sprache wird gelernt durch Sprechen. Je mehr schon im Integrationskurs die Teilnehmer zum Sprechen und nicht nur zum Zuhören angeregt werden, desto besser sind die Lernfortschritte.

Die teilnehmerbezogene Förderung führt dazu, dass für den Sprachkursträger die Erstattung umso höher ist, je mehr Teilnehmer - bis zu der in der Integrationskursverordnung genannten Höchstgrenze von 25 Teilnehmern - im Kurs sind. Bei maximaler Teilnehmerzahl bleiben - rein rechnerisch - in einer 45-minütigen Unterrichtseinheit nicht einmal zwei Minuten, die jedem Teilnehmer für die eigene Anwendung der Sprache zur Verfügung stehen. Hochgerechnet auf 630 Zeitstunden hat dann jeder Teilnehmer während des Unterrichts durchschnittlich gerade mal 28 Stunden selbst Deutsch gesprochen.

Die Höchstzahl der Teilnehmer sollte daher im Interesse der Qualität der Integrationskurse auf unter 20 Teilnehmer reduziert werden.

4.4 Kostenerstattung, Verwaltungsaufwand
Dass die angeregte Absenkung der Teilnehmerhöchstzahl die Frage des Erstattungssatzes zusätzlich belebt, liegt auf der Hand. Ich möchte allerdings aus Landessicht den Erstattungssatz von 2,05 EUR je Teilnehmer und Stunde ebenso wenig kommentieren wie Klagen über den Verwaltungsaufwand, und nur auf folgendes hinweisen:

Von den Trägern, insbesondere in Ballungsgebieten mit hohen Lebenshaltungskosten, wird die zu geringe Erstattung kritisiert. Folgen sind zum einen hohe Teilnehmerzahlen in den Kursen, trotzdem werden zum anderen sinkende Honorare für die Lehrkräfte beklagt; beides wirkt sich auf die Qualität der Kurse aus. 
4.5 Abschlusstest „Zertifikat Deutsch (B 1)“

Nach der Integrationskursverordnung findet am Ende des Integrationskurses eine Sprachprüfung zum Zertifikat Deutsch (B 1) statt, ferner der Test zum Orientierungskurs.

Die Ausrichtung des Integrationskurses auf die selbstständige Sprachanwendung, die dem Zertifikat Deutsch entspricht, ist richtig. Gleichzeitig sollte aber der Tatsache Rechnung getragen werden, dass zahlreiche Teilnehmer dieses Ziel nicht erreichen. Entsprechend der Einschätzung der Sprachkursträger sollte diesen Teilnehmern die Prüfung nach der Niveaustufe A 2 ermöglicht werden. Dabei geht es nicht um die Absenkung der sprachlichen Anforderungen – ausreichende Sprachkenntnisse, aus denen sich rechtliche Vergünstigungen ableiten, sind weiterhin erst mit B 1 erreicht. Mit der Bestätigung der Niveaustufe A 2 erhalten die Teilnehmer den Nachweis einer erfolgreich bestandenen Prüfung und werden zum Weiterlernen motiviert. Bei einer derartigen Flexibilität würde auch eine stärkere Verpflichtung der Teilnehmer, den Test zu absolvieren, Sinn machen.

4.6 Unterschiedlichkeit der Trägerlandschaft

Das Verfahren der Trägerzulassung führt - gerade in größeren Städten - zu einer Trägervielfalt, in ländlichen Gebieten dagegen oftmals zu einer Monostruktur. Folgen sind einerseits eine Unübersichtlichkeit der Trägerlandschaft mit einem Konkurrenzkampf um Teilnehmer und andererseits inhomogene Kursgruppen bzw. längere Wartezeiten, bis ein Kurs beginnen kann.
5. Aufenthaltsgesetz

5.1 Verpflichtung zum Integrationskurs
Neuzuwanderer, die nicht Deutsch sprechen, haben nach den Regelungen des Aufenthaltsgesetzes Anspruch auf den Integrationskurs und sind ggf. zum Besuch verpflichtet.

Bereits hier lebende Ausländer können von der Ausländerbehörde im Rahmen verfügbarer Kursplätze zum Integrationskurs verpflichtet werden. Hier können folgende Probleme auftreten:

· Eine Verpflichtung durch die Ausländerbehörde kann erfolgen, wenn eine „besondere Integrationsbedürftigkeit“ festgestellt wird. Dies kann anlässlich einer Vorsprache des Ausländers, insbesondere bei der Verlängerung der Aufenthaltserlaubnis, festgestellt werden. Allerdings  bleibt dies eher dem Zufall überlassen, weil der Antrag auf Verlängerung der Aufenthaltserlaubnis stellvertretend durch Verwandte oder Anwälte gestellt werden kann. Soziale Einrichtungen, die Sprachdefizite feststellen und ihrerseits eine besondere Integrationsbedürftigkeit erkennen, sind weder verpflichtet noch in aller Regel bereit, diese Erkenntnisse an die Ausländerbehörde  mitzuteilen. Die Absicht des Gesetzgebers, hier lebende integrationsbedürftige  Ausländer zur nachholenden Integration zu verpflichten,  läuft daher vielfach ins Leere. Nur 4 v. H. der Verpflichtungsfälle bayerischer Ausländerbehörden wurden wegen besonderer Integrationsbedürftigkeit gegenüber bereits hier lebenden Ausländern ausgesprochen.

· Nach bisherigen Erkenntnissen wird auch von der anderen gesetzlich geregelten Verpflichtungsmöglichkeit zu wenig Gebrauch gemacht: 
SGB II-Leistungsträger sollen für leistungsbeziehende Ausländer mit Sprachdefiziten bei der Ausländerbehörde die Teilnahme an einem Integrationskurs anregen, damit von dort die Verpflichtung ausgesprochen werden kann. Das bayerische Innenministerium hat festgestellt, dass etwa 20 v. H. der Verpflichtungsfälle Leistungsempfänger betrafen, wobei in Großstädten deutlich weniger ausländische SGB II-Leistungsempfänger verpflichtet wurden als in ländlichen Gebieten.

Die - zumindest für Bayern - feststellbare geringe Ausschöpfung der den Ausländerbehörden vom Bundesamt für Migration und Flüchtlinge bereitgestellten Kontingente für die Verpflichtung von bereits hier lebenden Ausländern in Integrationskurse darf 
nicht als vorschnelle Begründung genommen werden, dass der Bedarf nicht vorhanden wäre. Die angedeuteten Probleme geben einen Hinweis auf mögliche Ursachen; letztlich bedarf dies aber noch einer genaueren Analyse hinsichtlich des Zusammenwirkens zwischen SGB II-Leistungsträgern - Sozialbehörden – Regionalstellen des Bundesamts für Migration und Flüchtlinge - Ausländerbehörden. Ggf. sind gesetzliche Bestimmungen notwendig, die die Datenübermittlung von Sozialbehörden zu den Ausländerbehörden regeln, um dem gesetzlichen Auftrag nach Verpflichtung integrationsbedürftiger Ausländer in Integrationskurse angemessen nachkommen zu können. Zu prüfen wäre ferner, ob Ausländer mit Sprachdefiziten, die Leistungen nach SGB III beziehen, zum Integrationskurs verpflichtet werden sollen, und wie die Zusammenarbeit zwischen Arbeitsagenturen und Ausländerbehörden zu regeln ist.
5.2 Fahrtkostenerstattung 

Eine andere Problematik betrifft die Fahrtkostenerstattung für verpflichtete SGB II-Leistungsempfänger. Die Erstattungsmöglichkeit der Integrationskursverordnung bezieht sich auf die Fälle, in denen ein ortsnahes Kursangebot nicht zur Verfügung steht. Auch ein ortsnahes Kursangebot kann aber einen erheblichen Kostenaufwand für den öffentlichen Personennahverkehr verursachen. Diese bei regelmäßigem Kursbesuch für eine Wochen- bzw. Monatskarte anfallenden Kosten sind mit der Regelleistung für den Lebensunterhalt nach SGB II nicht abgedeckt. Es sollte deshalb zumindest eine Empfehlung an die SGB II-Leistungsträger gegeben werden, dass sie die Fahrtkosten übernehmen können und sollen, zumal sie als Gegenleistung über die Sprachförderung ihres Klientels ein wirkungsvolles Angebot zur Erhöhung der Vermittlungsfähigkeit in Arbeit erhalten.
5.3 Fördern- und Fordern-Prinzip

Im Aufenthaltsgesetz kommt nach bayerischer Auffassung das „Fördern- und Fordern-Prinzip“ nur eingeschränkt zur Geltung. Es fehlen grundsätzliche Ausführungen zur Integration. 
Deshalb sollten die Zielvorstellungen des Gesetzgebers für die Integration ausdrücklich im Aufenthaltsgesetz festgeschrieben werden. Dazu gehören eine Integrationsverpflichtung der Ausländer und wirksame Sanktionen bei nicht erfolgreicher Integration. Die Integrationsverpflichtung muss darauf hinauslaufen, dass jeder Ausländer die Werteordnung des Grundgesetzes ohne Einschränkungen respektiert und sich ausreichende Kenntnisse der deutschen Sprache aneignet.
Zu erwägen wären deshalb

· die Formulierung einer Integrationsverpflichtung für Ausländer nach dem Grundsatz „Fördern und Fordern“,
· aufenthaltsrechtliche Sanktionen bei schuldhaftem Nichterreichen des Ziels des Integrationskurses bzw. Nichtteilnahme sowie
· eine Angleichung der Regelungen im Aufenthaltsgesetz an die des SGB II, damit im Falle von Integrationsverweigerung eine spürbare Reduzierung der SGB II-Leistung erfolgen kann.
Dem Grundsatz des Forderns kommt die im Entwurf zum Zweiten Änderungsgesetz des Aufenthaltesgesetzes beabsichtigte Regelung entgegen, Deutsch vor Zuzug von Ehegatten zu fordern. Damit wird - sowohl für den bereits hier lebenden Ehegatten als auch für den aus dem Heimatland nachzuholenden Ehegatten - verdeutlicht, dass Integration ein hohes gesellschaftspolitisches Anliegen ist und schon vor der Einreise Integrationsbemühungen - auf eigene Kosten des Zuzugswilligen - erwartet werden.

Da über den Familiennachzug Integrationsprobleme immer wieder neu entstehen, wären im Übrigen die allgemeinen Nachzugsvoraussetzungen zu überdenken. So sollte auch beim Familiennachzug von Ausländern zu Deutschen die Lebensunterhaltssicherung der Familie aus eigenem Einkommen und eine ausreichende Wohnung zur Voraussetzung gemacht werden, um von vorneherein das Risiko für Staat und Gesellschaft zu minimieren, dass Zuwanderung in die sozialen Sicherungssysteme erfolgt.

5.4 Zusammenarbeit mit der Migrationsberatung

Bund und Länder stellen - wie im Aufenthaltsgesetz als Ermessensleistung enthalten - die migrationsspezifische Beratung sicher. Sie hat die Aufgabe, insbesondere Neuzuwanderer bei ihrer Integration zu unterstützen und an den Integrationskurs heranzuführen, aber auch bereits hier lebende Zuwanderer, Ausländer genauso wie Spätaussiedler, bei ihrer Integration zu unterstützen. Besondere Bedeutung hat die Begleitung der Integrationskursteilnehmer.

In Bayern wurde mit den Wohlfahrtsverbänden ein umfangreiches Rahmenkonzept für die aus Landesmitteln geförderte Migrationsberatung erstellt, die die Aufgaben im 
Einzelnen beschreibt. Bisherige Erfahrungen zeigen allerdings, dass die Umstellung der Migrationsberatung von der ehemaligen „Ausländerberatung“ oder „Spätaussiedlerbetreuung“ in eine kompakte Migrationsberatung mit entsprechender Begleitung der Integrationskursteilnehmer noch zu wünschen übrig lässt. Dies sind allerdings Anforderungen, die weniger auf die Vorgaben des Aufenthaltsgesetzes zurückgehen, als vielmehr das Selbstverständnis der Beratungstätigkeit und Fragen der Zusammenarbeit zwischen Sprachkursträgern und Beratungsdiensten betreffen.

Wünschenswert wäre, die frühzeitige Hinführung an die Migrationsberatung zu verbessern. Ausländerbehörden sollten deshalb bei der Verpflichtung von Teilnehmern zum Integrationskurs berechtigt sein, Name und Anschrift an die Migrationsberatung zu geben, um deren Mitarbeitern für eine effektive Integrationsbegleitung die Kontaktaufnahme zu ermöglichen. Dies wäre gerade auch im Hinblick auf die an größeren Orten vorhandene Vielfalt der Bildungsträger dringend erforderlich, weil sonst verpflichtete Ausländer, vor allem Neuzuwanderer,  kaum in der Lage sind, den für sie geeigneten Kursträger ausfindig zu machen.
5.5 Bundesweites Integrationsprogramm

Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge hat den Auftrag, ein bundesweites Integrationsprogramm zu entwickeln, in dem die bestehenden Integrationsangebote festgestellt und Empfehlungen zur Weiterentwicklung vorgelegt werden. Auf Initiative des Bundesamts fanden bereits erste Gespräche mit den Ländern statt, um diesen Gesetzesauftrag zu erfüllen.

Aus bayerischer Sicht ist vor überzogenen Erwartungshaltungen zu warnen, die mit dem Begriff „Programm“ in aller Regel verbunden werden. Es gilt daher deutlich zu machen, dass es kein Programm in dem Sinne sein kann, dass allein Forderungen an den Staat und seine Organe gerichtet werden. Es geht nach bayerischer Auffassung vielmehr darum, den vielfältigen Angeboten zur Integration, die von Bund, Ländern, Kommunen und gesellschaftlichen Gruppen vorgehalten werden, zum Erfolg zu verhelfen. Notwendig ist vor allem, auf Seiten der Zuwanderer Bewusstsein zu schaffen, dass sie selbst für Integration verantwortlich sind und entsprechende eigene Anstrengungen, gerade auch hinsichtlich des Spracherwerbs, unternehmen müssen.

6 Bayerische Leitlinien zur Integration und Bayerisches Integrationsforum

Die Bayerische Staatsregierung hat ihre grundlegenden Vorstellungen zur Integration von Zuwanderern im Jahr 2003 in Integrationsleitlinien zum Ausdruck gebracht. Diese Leitlinien

· betonen die Eigenverantwortlichkeit jedes einzelnen Zuwanderers für ein Gelingen der Integration unter Beachtung der hier geltenden Werte und Normen,

· verlangen das Zusammenwirken aller gesellschaftlichen Gruppen zur Unterstützung der Integration und

· benennen als wichtigste Handlungsfelder Spracherwerb, Eingliederung in die Arbeitswelt sowie Hilfestellungen bei der sozialen Integration.

Im Jahr 2004 hat die Bayerische Staatsregierung unter dem Motto „ID - Integration im Dialog - Migranten in Bayern“ das Bayerische Integrationsforum eingerichtet, dessen Ziel es ist, das Verständnis für Integration zu fördern. Die Betonung des Dialogs soll auf die Tatsache hinweisen, dass Integration nur dann gelingen kann, wenn Menschen verschiedener Kulturen aufeinander zugehen. Nach der Auftaktveranstaltung auf Landesebene fanden im Jahr 2005 in allen sieben bayerischen Regierungsbezirken Veranstaltungen unter dem Motto „Integration im Dialog“ statt. Für das Jahr 2006 wird die noch stärkere Einbeziehung der örtlichen Ebene angestrebt.
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